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Wie wirkt der Kündigungsschutz?
Elke J. Jahn*
Der Kündigungsschutz ist in die Kritik geraten. Die Einen beklagen, dass das deutsche
Kündigungsschutzrecht nicht mehr den Bestand des Arbeitsverhältnisses vor der Will-
kür des Arbeitgebers schützt. Andere betonen hingegen, dass der Kündigungsschutz
den Handlungsspielraum der Unternehmen beschränkt und nicht zuletzt ein Grund
für die anhaltend deutsche Massenarbeitslosigkeit ist. Einig sind sich die Parteien dage-
gen, dass die umfangreiche und schwer überschaubare Rechtsprechung eine erhebliche
Rechtsunsicherheit für beide Parteien schafft. Zunächst wird untersucht, welche Kos-
ten der Kündigungsschutz in Deutschland erzeugt, wer eine Abfindung erhält und
welche Faktoren Einfluss auf die Höhe der Abfindung haben. Untersuchungen zu den
allokativen Konsequenzen des Kündigungsschutzes zeigen, dass der Kündigungsschutz
wenn überhaupt eher negative Folgen hat. Ein ökonomisch effizienter Kündigungs-
schutz muss für beide Parteien des Arbeitsvertrages Anreize erzeugen, einen effizien-
ten Anpassungspfad zu wählen, der den erwarteten Kündigungsschaden minimiert.
Welcher Reformvorschlag dieser Forderung genügt, wird anschließend thematisiert.
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1 Einleitung
Aus dem Blickwinkel der ökonomischen Theorie ist
der Kündigungsschutz eine Versicherung gegen das
Einkommensrisiko der Arbeitslosigkeit sowie den
Wohlfahrtsverlust, der bei einer Entlassung von dem
Status- und Humankapitalverlust, der sozialen Isola-
tion sowie dem Verlust der betrieblichen Kollektiv-
güter hervorgerufen wird. Die makroökonomische
Theorie zum Kündigungsschutz untersucht die Wir-
kungen von Zwangsabfindungen und Entlassungs-
steuern auf die Beschäftigung und die Dauer der
Arbeitslosigkeit. Vor allem die Beschäftigungswir-
kungen des Kündigungsschutzes sind umstritten.
Zwangsabfindungen verteilen prima facie die Rente
nur zugunsten des Arbeiters um. In einem vollkom-
menen Arbeitsmarkt ist die Abfindung neutral mit
Bezug auf die im Arbeitsmarktgleichgewicht herr-
schende Beschäftigung. Entlassungskosten dagegen,
die die Transaktionsrente eines Jobs schmälern, wie
die Kosten der Nutzung der Arbeitsmarktordnung,
wirken wie eine Steuer auf den Faktor Arbeit, be-
einflussen die aggregierte Beschäftigung und redu-
zieren vor allem deren Volatilität. Die Modelle der
mikroökonomischen Theorie des Bestandsschutzes
zeigen, dass auf einem kompetitiven Arbeitsmarkt
mit vollständig informierten Marktteilnehmern der
Konkurrenzmechanismus ein Angebot von Arbeits-
verträgen erzeugt, die jobspezifische, privatvertragli-
che Versicherungskomponenten enthalten mit Klau-
seln zum Kündigungsschutz.1
Im Mittelpunkt der Jahrzehnte alten Diskussion um
den Kündigungsschutz steht jedoch vor allem der
staatliche Schutz, dessen Regeln in einem eigenen
GesetzzumallgemeinenKündigungsschutz(KSchG)
kodifiziert sind. Effiziente Regeln und Normen von
Dauerschuldverhältnissen sind naturgemäß perso-
nen-, verhaltens- und jobspezifisch. Universelle Ge-
setze wie das KSchG sind vermutlich geeignet, die
Beendigung von Arbeitsverhältnissen in einer Welt
fordistisch organisierter Massenproduktion, wie sie
noch in der Nachkriegszeit die gewerbliche Wirt-
schaft prägte, auf ihre Angemessenheit hin zu kon-
trollieren. Aus dem Blickwinkel einer modernen
Dienstleistungsgesellschaft mit ihrem komplexen
Spektrum heterogener Dienste und Produzenten, ist
das KSchG dagegen nur ein Konglomerat von Gene-
ralklauseln und unbestimmten Rechtsbegriffen. Die
Folge dieser Tatsache ist, dass weniger das Gesetz als
vielmehr die staatliche Rechtsprechung die jobspezi-
fischeLenkungsfunktionaufdemdeutschenArbeits-
1 Ein Überblick über die ökonomischen Kündigungsschutztheo-
rien findet sich bei Addison/Teixeira (2003), Wagner/Jahn (2004)
und Jahn (2002a, b).
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markt ausübt. Die ständig wachsenden Großkom-
mentare sowie die Flut der Gerichtsurteile, die jähr-
lich aus hunderttausenden von Feststellungsklagen
hervorgehen, erzeugen eine immer engere, von Ge-
richtsort zu Gerichtsort oszillierende lokale Regulie-
rung der ordentlichen Kündigung eines Arbeitsver-
hältnisses, die nur noch von einer Handvoll von Spe-
zialisten überblickt und von den jeweiligen lokalen
Experten beherrscht wird. Die Arbeitnehmer, die
Mehrzahl der Unternehmen und Fachanwälte sind in
der Hand dieser Expertengruppe und von deren
Rechtsauslegung abhängig. Mit den allokativen Kon-
sequenzen ihrer Rechtsprechung beschäftigen sich
die Experten dagegen nur selten. Die Normen des
deutschen Kündigungsschutzrechts, die Kosten des
Kündigungsschutzes sowie die Praxis der Beendi-
gung des Arbeitsverhältnisses in Deutschland stehen
im Mittelpunkt des Abschnitts 2.
Zur empirischen Analyse der allokativen Folgen des
Kündigungsschutzes bieten sich prinzipiell zwei Me-
thoden an. Einerseits lässt sich die Wirkung des Kün-
digungsschutzes im intertemporalen Zusammenhang
untersuchen. Gesetzesänderungen verursachen eine
Variabilität der Anpassungsreaktionen, die eine em-
pirische Wirkungsanalyse ermöglicht. Andererseits
deckeninternationaleVergleichedieVielfaltanmög-
lichen Arrangements auf, um Arbeitsverhältnissen
Bestands- und Inhaltsschutz zu gewähren. Diese
Variantenvielfalt erlaubt es, den Einfluss hetero-
gener Bestandsschutzregelungen auf die Entwick-
lung makroökonomischer Größen zu untersuchen
(Schettkat 1997). Die Verfügbarkeit internationaler
Regulierungsindices über einen längeren Zeithori-
zont hat dazu beigetragen, dass jüngere Arbeiten
beideMethodenkombinieren.BeiderInterpretation
der Ergebnisse gilt es allerdings zu bedenken, dass
das staatliche Recht nicht exogen ist. Daher ist jede
Analyse, die die Wirkung des Kündigungsschutzes in
den Mittelpunkt stellt, der Kritik ausgesetzt, dass die
beobachteten Ungleichgewichte auf dem Arbeits-
markt nicht das Ergebnis, sondern die Ursache der
Regulierung sind (Blanchard/Wolfers 2000: C25).
TrotzdiesesEinwandesgehtAbschnitt3,derdieallo-
kativen Konsequenzen des staatlichen Kündigungs-
schutzesuntersucht,davonaus,dassdieVorschriften,
dieEntlassungenregeln,zumindestinderkurzenund
mittleren Frist exogen sind. Schließlich diskutiert
Abschnitt 4 Reformvorschläge.
1 Kündigungsschutz in Deutschland
1.1 Normen des Kündigungsschutzes
Der Vorgänger des KSchG von 1951 war das Be-
triebsrätegesetz von 1920, für das das Abfindungs-Wie wirkt der Kündigungsschutz? Elke J. Jahn
prinzip konstitutiv war: Im Falle einer unwirksamen
Kündigung konnte der Arbeitgeber zwischen der
Weiterbeschäftigung des Arbeitnehmers und der
Zahlung einer Abfindung wählen. Mit der Verab-
schiedung des KSchG im Jahr 1951 wurde der für
eine Marktwirtschaft konstitutive Grundsatz der
Kündigungsfreiheit aufgehoben. Seitdem können
Firmen nur noch beim Vorliegen eines vom Arbeit-
geber zu beweisenden Grundes kündigen. Dem Be-
gründungszwang des KSchG liegt das Bestands-
schutzprinzip zugrunde, das vor allem dem Interesse
des Arbeitnehmers am Bestand des Arbeitsverhält-
nisses dienen und ihn vor einer willkürlichen Been-
digung des Arbeitsverhältnisses schützen soll (Franz
1994, Kissel 1999).
Das KSchG ist das Ergebnis eines mehrjährigen Ab-
stimmungsprozesses zwischen Arbeitgeberverbän-
den und Gewerkschaften, der im so genannten Hat-
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tenheimer Entwurf seinen Niederschlag gefunden
hat. Trotzdem gehört das KSchG seit seinem in
Kraft treten zu einem der umstrittensten Elemente
des deutschen Arbeitsrechts und ist ein Feld perma-
nenter Reformen. So wurde etwa der Schwellen-
wert, ab dem das KSchG gilt, innerhalb der letzten
Dekade mehrfach angepasst. Einen Überblick über
die wichtigsten Reformen des Kündigungsschutz-
rechts seit 1990 gibt die Tabelle 1.2
Arbeitgeber, die Mitarbeiter entlassen wollen, müs-
sen neben dem KSchG das BGB, die einschlägigen
Vorschriften des Betriebsverfassungsgesetzes, die
Rechtsprechung des lokalen Arbeitsgerichts so-
wie Ð was die Rechtmäßigkeit der Sozialauswahl
2 Eine ausführliche Darstellung und Bewertung der Neuregelung
des KSchG von 2004 findet sich bei (Jahn/Walwei 2004, 2005).Elke J. Jahn Wie wirkt der Kündigungsschutz?
betrifft Ð die umfangreiche Rechtsprechung des
Bundesarbeitsgerichts (BAG) und zuletzt die Klau-
seln des individuellen Arbeitsvertrages bemühen,
um abzuschätzen, ob eine Kündigung gerechtfertigt
ist. Zur Kontrolle der Rechtmäßigkeit einer Kündi-
gung hat das BAG drei Prinzipien entwickelt, die bei
der arbeitsgerichtlichen Prüfung zu berücksichtigen
sind: das Prognoseprinzip, das Ultima-ratio-Prinzip
und den Grundsatz der Interessenabwägung. Eine
Kündigung ist nur wirksam, wenn die personen-
oder verhaltensbedingte Störung des Arbeitsver-
hältnisses oder das dringende betriebliche Erforder-
nis auch in Zukunft anhalten wird. Die Wirksamkeit
der Kündigung setzt ferner voraus, dass alle anderen
Mittel der Stabilisierung des Arbeitsverhältnisses
ausgeschöpft sind. Schließlich ist eine Kündigung
nur dann sozial gerechtfertigt, wenn eine Abwägung
des Bestandsinteresses des Arbeitnehmers und des
Beendigungsinteresses des Arbeitgebers stattgefun-
den hat.
Auch Betriebe, die unter dem Schwellenwert des
KSchG liegen, können keinesfalls jederzeit ihre Mit-
arbeiter entlassen. Denn die Generalklauseln des
BGB schränken nach einem Urteil des BAG auch
für Kleinbetriebe den Grundsatz der Kündigungs-
freiheit ein (Urteil vom 21. 2. 2001 Ð 2 AZR 15/00).
Demnach muss auch der Arbeitgeber im Kleinbe-
trieb und während der Probezeit ein Mindestmaß an
sozialer Rücksicht walten lassen. Dass diese Recht-
sprechung die Personalpolitik in Kleinbetrieben be-
einflusst, belegt eine Betriebsbefragung des WSI aus
dem Jahr 2003. So gaben 6% der befragten Kleinbe-
triebe, für die die Normen des KSchG nicht gelten,
an, dass ihr größtes Problem bei betriebsbedingten
Entlassungen bei der korrekten Sozialauswahl gele-
gen hat (Pfarr et al. 2004a, 110). Vor dem Hinter-
grund der Rechtsprechung des BAG ist es nicht er-
staunlich, dass „selbst geschulte Juristen sich in der
Regel nicht in der Lage sehen, den Ausgang solcher
Verfahren sicher zu prognostizieren“ (Willemsen
2000: 2779).
Ordentliche Kündigungen stoßen häufig auf den Wi-
derspruch der Beschäftigten und werden vor die
Arbeitsgerichte getragen. Das Arbeitsgerichtsver-
fahren soll ein Forum bilden, um mit Einspruch
(„voice“) den Bestandsschutz direkt zu erstreiten.
Tatsächlich liefert das KSchG in den meisten Fällen
aber nur die Kulisse für den Handel und den Streit
um Abfindungen und Lohnfortzahlungen. Dem hat
der Gesetzgeber im Jahr 2004 versucht dadurch
Rechnung zu tragen, dass er dem Arbeitgeber bei
einer betriebsbedingten Kündigung die Zahlung ei-
ner Abfindung und dem Arbeitnehmer die Wahl
zwischen der Annahme der Abfindung und der
Kündigungsschutzklage einräumt. Bietet der Ar-
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beitgeber keine oder aus der Perspektive des Ar-
beitnehmers eine zu niedrige Abfindung an, muss
der Arbeitnehmer, der auf eine (höhere) Abfindung
sinnt, um den Schein zu wahren, dennoch auf Wei-
terbeschäftigung klagen.
Die umfangreiche und schwer überschaubare
Rechtsprechung der Arbeitsgerichte, Generalklau-
seln sowie unbestimmte Rechtsbegriffe verursachen
bei den Unternehmen eine Rechts- und Planungsun-
sicherheit, die sich nach Ansicht vieler Ökonomen
und zunehmend auch Juristen negativ auf die Ein-
stellungsbereitschaft der Firmen niederschlagen
muss.3
2.2 Beendigung des Arbeitsverhältnisses
Die Wirkung des Kündigungsrechts ist seit langem
umstritten. Umso mehr mag es erstaunen, dass die
Justizstatistik kaum Daten zur Verfügung stellt, um
die Folgen des KSchG und seine Reformen zu un-
tersuchen. Regelmäßige Informationen über die
Zahl der eingereichten Kündigungsschutzklagen so-
wie der durch streitiges Urteil entschiedenen Klagen
nach Kündigungsgrund, dem Anteil der unterlege-
nen Vertragsparteien oder über die Höhe der ver-
einbarten Abfindungen sucht der Interessierte ver-
geblich. Nur längere Zeitreihen zu den erwähnten
Informationen erlauben, die Wirkung der Reformen
des KSchG zu analysieren und die Debatte um die
Kosten und Wirkung des KSchG auf eine empiri-
sche Grundlage zu stellen, denn das Einstellungs-
und Entlassungsverhalten von Betrieben unterliegt
starken zyklischen Schwankungen.
Im Mittelpunkt der Debatte um die Wirkung des
KSchG sind in den letzten Jahren Abfindungen und
Lohnfortzahlungskosten gerückt. Um die nur
schwer kalkulierbaren Kosten einer Kündigungs-
schutzklage zu vermeiden, bieten Betriebe Ð so zu-
mindest die häufig geäußerte Vermutung Ð den zu
kündigenden Arbeitnehmern freiwillig Abfindun-
gen an, die über den gesetzlichen Abfindungsbeträ-
gen liegen. So hält Willemsen (2000: 2780) fest: „Die
überkommene Beschwörungsformel wie die, dass
das Kündigungsschutzgesetz kein Abfindungs-, son-
dern ein Bestandsschutzgesetz sei, gehen an der täg-
lichen Rechtsschutzpraxis vorbei ...“ Hintergrund
dieser These ist, dass eine Wiedereinstellung nach
einem Kündigungsschutzprozess nur selten gelingt.
Ende der 70er Jahre endeten nur ca. 1,7% aller Kla-
3 Z.B. Bauer (2002), Bonin (2004), Franz/Rüthers (1999), Höland
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gen auf streitigem Wege mit einer tatsächlichen Wei-
terbeschäftigung (Falke et al. 1981).
Umfang arbeitsgerichtlicher Auseinandersetzungen:
Die Arbeitsgerichte in Deutschland bilden seit 1953
einen selbständigen Zweig der Rechtspflege. Die
Abbildung 1 informiert über die Aktivitäten der Ar-
beitsgerichte seit 1962 und zeigt, dass die Zahl der
erledigten Kündigungsschutzklagen stark prozyk-
lisch schwankt. Im Jahr 2004 haben die Arbeitsge-
richte 611.678 Klagen erledigt. Hievon drehten sich
311.597 um Kündigungsfragen. Hinzu kamen 36.697
Berufungsverfahren vor den Landesarbeitsgerich-
ten. Die Verfahrensdauer bei Bestandsstreitigkeiten
betrug in erster Instanz im Jahr 2004 bei 17% der
erledigten Klagen länger als ein halbes Jahr, 23%
der erledigten Klagen wurden in den ersten vier Wo-
chen nach Klageerhebung abgeschlossen, weitere
41% nach ein bis drei Monaten. In den letzten bei-
den Fällen dürfte es sich beinahe ausschließlich um
Fälle handeln, die im Gütetermin, der einer Ver-
handlung vor Gericht vorausgeht, einvernehmlich Ð
meist über einen Vergleich Ð erledigt wurden. Denn
ein Kündigungsschutzprozess kann nur selten inner-
halb der ersten drei Monate mit einem Urteil abge-
schlossen werden. Diese These wird durch die fol-
genden Daten bestätigt: Im Jahr 2003 wurden 65%
aller Kündigungsstreitigkeiten vor den Arbeitsge-
richten mit einem Vergleich abgeschlossen, 11%
wurden durch streitiges Urteil, die verbleibenden
24% durch sonstiges Urteil oder anderweitig erle-
digt, z.B. weil sich die Parteien außergerichtlich ge-
einigt hatten (Höland et al. 2005: 42). Diese Ergeb-
nisse unterstützen die These von Buchner (2002:
534), dass in der überwiegenden Zahl der Kündi-
gungsschutzklagen eine rechtliche Klärung der
Streitfrage nicht herbeigeführt wird. Dass die Mehr-
zahl der Kündigungsschutzklagen mit einem Ver-
gleich enden, hat auch mit den Anreizen der An-
wälte und Richter zu tun, denn beim Abschluss ei-
nes Vergleichs fällt für die Anwälte eine zusätzliche
Gebühr, die „Vergleichs- bzw. Einigungsgebühr“ an,
die ohnehin überlasteten Richter müssen kein Urteil
schreiben und die Gerichtskosten entfallen.
Bei personen- und verhaltensbedingten Kündigun-
gen ist selbst nach Einschätzung von Arbeitsrecht-
lern eine Entlassung nur schwer durchsetzbar, wes-
halb die meisten Betriebe aus „betriebsbedingten
Gründen“ entlassen, auch wenn die eigentliche Ur-
sache im Verhalten oder in der Person des Entlasse-
nen liegt (Rüthers 1998, 2002, Thau 1999, Bauer
2002). Unterstützung findet diese Vermutung mit ei-
ner auf das Jahr 2003 bezogenen Aktenanalyse der
durch die Arbeitsgerichte erledigten Kündigungs-
schutzklagen. Demnach drehten sich 39% der Fälle
um verhaltens- oder personenbedingte Klagen, 56%
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um betriebsbedingte Kündigungen und weitere 5%
der Fälle konnten nicht zugeordnet werden (Höland
et al. 2005: 10). Zum Vergleich: Ende der 70er Jahre
drehten sich noch 82% der eingereichten Klagen um
verhaltens- und personenbedingte Kündigungen
(Falke et al. 1981). Damit hat sich der Anteil der
betriebsbedingten Kündigungen in den letzten zwei-
einhalb Dekaden verdreifacht. Eine Ursache für
den höheren Anteil der Klagen gegen betriebsbe-
dingte Kündigungen ist die unterschiedliche Ar-
beitsmarktlage in beiden Untersuchungszeiträumen,
eine These, die durch den prozyklischen Verlauf der
Kündigungsschutzklagen bestätigt wird, s. Abbil-
dung 1. Dafür, dass Betriebe hinter betriebsbeding-
ten Kündigungen auch andere Beendigungsgründe
verbergen, sprechen die folgenden Daten. Nach
Pfarr et al. (2004b: 326) hatten 24% der befragten
Betriebe, obwohl deren Personalbestand zwischen
1998 und 2003 konstant geblieben ist, Erfahrungen
mit betriebsbedingten Kündigungen gemacht. Be-
denkt man weiterhin, dass die Wahrscheinlichkeit,
dass eine Kündigung aus verhaltens- und personen-
bedingten Gründen rechtliche Folgen hat, höher ist
als bei betriebsbedingten Kündigungen (Bielenski
et al. 2003: 85), liegt es nahe, dass Unternehmen ei-
nen erheblichen Anreiz haben, die wahren Kündi-
gungsgründe zu verbergen.
Neben zyklischen Ursachen scheint auch der gestie-
gene Anreiz, eine Kündigungsschutzklage einzurei-
chen, für die zunehmende Zahl der Klagen verant-
wortlich zu sein. Für diese Vermutung spricht, dass
der Anteil der erledigten Kündigungsschutzklagen
an allen durch die Arbeitsgerichte erledigten Ur-
teilsverfahren von 33% im Durchschnitt der 70erElke J. Jahn Wie wirkt der Kündigungsschutz?
Jahre auf 48% im Durchschnitt der Jahre 2000Ð2004
gestiegen ist. Auch Frick und Schneider (1999) kön-
nen für den Zeitraum 1964Ð1996 empirisch belegen,
dass die Klagehäufigkeit, gemessen als Anteil der
erledigten Kündigungsschutzklagen pro 1000 sozial-
versicherungspflichtig Beschäftigte, zugenommen
hat und mit der regionalen Arbeitsmarktsituation
variiert. Als Indikator für die Klagehäufigkeit, setzt
Berger (1998) die Zahl der erledigten Kündigungs-
schutzklagen in das Verhältnis zu der Zahl der erle-
digten Zivilklagen. Dieser Index ist insbesondere in
den 70er Jahren kräftig gestiegen. Als wesentliche
Ursache hierfür macht er die veränderte Rechtsaus-
legung der Gerichte verantwortlich. Das Arbeitsge-
richtsgesetz von 1953 gesteht nach seiner Ansicht
nicht nur den Arbeitsgerichten einen diskretionären
Spielraum bei der Auslegung des Kündigungsschutz-
rechtes zu, sondern ... „at some point in the early
1970s, a new generation of judges seems to have
drifted towards an even more employee-friendly in-
terpretation (Berger 1998: 191).“ Berücksichtigt
man hierzu noch die auch im internationalen Ver-
gleich niedrigen Prozesskosten, nimmt der Anreiz,
eine Klage einzureichen, zu.
Klagewahrscheinlichkeit: Unternehmen bieten ex
ante Abfindungen an, wenn sie damit rechnen, dass
der gekündigte Arbeitnehmer eine Klage einreicht.
Damit stellt sich die Frage nach der Höhe der Kla-
gewahrscheinlichkeit. Informationen über den Zeit-
punkt und die Beendigungsart eines Arbeitsverhält-
nisses sowie der Höhe der gezahlten Abfindung fin-
det man im Sozio-ökonomischen Panel (SOEP).
Auswertungen für die drei Beendigungsarten „Kün-
digung durch den Arbeitgeber“, „Auflösungsver-
trag“ und „Betriebsstilllegung“ im Durchschnitt der
Jahre 2001Ð2003 zeigt Tabelle 2.4 Eine Schwierig-
4 Das SOEP kennt acht Beendigungsarten: Betriebsstilllegung/
Auflösung der Dienststelle, Eigene Kündigung, Kündigung Ar-
beitgeber, Auflösungsvertrag/Einvernehmen, Befristete Beschäf-
tigung/Ausbildung war beendet, Erreichen der Altersgrenze/
Rente/Pension, Beurlaubung, Aufgabe der selbständigen Tätig-
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keit bei der Interpretation der Ergebnisse in Tabelle
2 ist, dass die meisten Befragten angesichts der ver-
ästelten Rechtsprechung nicht in der Lage sind,
zweifelsfrei über die Beendigungsart Auskunft zu
geben. So ist es nicht einfach zu entscheiden, ob eine
betriebsbedingte Kündigung, die mit dem Wegfall
einzelner Organisationseinheiten begründet war,
dem Grund „Betriebsstilllegung“ oder der „Kündi-
gung durch den Arbeitgeber“ zuzuordnen ist. Wird
aus betriebsbedingten Gründen entlassen und bietet
der Arbeitgeber im Kündigungsschutzprozess eine
Abfindung gegen Auflösung des Arbeitsvertrags an,
kommt auch „Auflösungsvertrag“ in Frage. Zudem
enthält das SOEP keine Informationen zu der
Frage, ob eine Entlassung betriebs-, personen- oder
verhaltensbedingt ausgesprochen wurde.
Im Durchschnitt der Jahre 2001Ð2003 haben etwa
5,9 Mio. Erwerbstätige ein Arbeitsverhältnis been-
det. Darunter befinden sich auch Arbeitnehmer, die
in den Ruhestand übergegangen sind, die beurlaubt
wurden oder eine eigene Geschäftstätigkeit aufge-
geben haben. Ca. 4,5 Mio. Arbeitsverträge wurden
beendet, bei denen davon ausgegangen werden
kann, dass auch weiterhin Interesse an einer (abhän-
gigen) Erwerbstätigkeit besteht. Von diesen Ar-
beitsverhältnissen i.e.S. wurden beinahe ein Viertel
durch den Arbeitgeber beendet, 10% infolge einer
Betriebsstilllegung und 11% durch Auflösungsver-
trag.
Nimmt man die Zahl der erledigten Kündigungs-
schutzklagen als Indikator für die Zahl der Entlas-
sungen, die vor Gericht ausgetragen werden, und
keit/des Geschäfts. In den Tabellen 2 und 3 sind Mehrfachentlas-
sungen enthalten, sofern die Person in zwei folgenden Jahren be-
fragt wurde. Pro Person können maximal zwei Entlassungen in-
nerhalb eines Jahres identifiziert werden. Somit unterschätzt das
SOEP die Zahl der beendeten Arbeitsverhältnisse. Da sich Perso-
nen, die innerhalb eines Jahres mehr als zweimal die Stelle ge-
wechselt haben, in der Regel noch in der Probezeit befinden, ist
die Klagewahrscheinlichkeit dieser Personengruppe gering.Wie wirkt der Kündigungsschutz? Elke J. Jahn
setzt sie in das Verhältnis zu den arbeitgeberseitigen
Kündigungen, erhält man einen Eindruck vom An-
teil der arbeitgeberseitigen Kündigungen, die durch
die Arbeitsgerichte entschieden werden. Im Durch-
schnitt der Jahre 2001Ð2003 wurden 294 Tsd. Kün-
digungsschutzklagen von den Arbeitsgerichten in
erster Instanz erledigt. Demnach lag die Wahr-
scheinlichkeit, dass eine Kündigung rechtliche Fol-
gen hat, bei etwa 28%. Dieser Wert dürfte die Kla-
gewahrscheinlichkeit überschätzen, da sich unter
den Auflösungsverträgen auch Entlassungen befin-
den, die durch Vergleich zustande kommen. Rech-
net man zu den arbeitgeberseitigen Kündigungen
die Zahl der beendeten Arbeitsverhältnisse im ge-
genseitigen Einvernehmen hinzu, beträgt die Klage-
wahrscheinlichkeit 19%.5 Bei der Interpretation gilt
jedoch zu bedenken, dass Auflösungsverträge vor-
nehmlich geschlossen werden, um Arbeitsverträge
auf Initiative des Arbeitnehmers zu beenden. Ad-
diert man zu der Zahl der arbeitgeberseitigen Kün-
digungen die Zahl der Betriebsstilllegungen, ergibt
sich ebenfalls eine Klagewahrscheinlichkeit von
19%. Stimmt man der Interpretation von Grund
(2004) zu, dass es sich hierbei um Massenentlassun-
gen handelt, werden diese Entlassungen meist vom
Betriebsrat im Rahmen von Sozialplänen verhan-
delt und gelangen nur selten vor das Arbeitsgericht.
Auch Betriebsstilllegungen, die nicht durch den Be-
triebsrat verhandelt werden, dürften infolge der ge-
ringen Erfolgswahrscheinlichkeit nur selten eine
Klage nach sich ziehen. Setzt man die Zahl der erle-
digten Klagen in das Verhältnis zu den sozialversi-
cherungspflichtig Beschäftigten im Jahr 2004, zeigt
sich, dass pro Jahr ca. 1,2% aller sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten einen Kündigungs-
schutzprozess führten. Zum Vergleich, im Jahr 1995
betrug der Anteil der Kündigungsschutzklagen pro
Arbeitnehmer in Österreich 0,007%, in Italien
0,05% und in Frankreich 0,51% (Bertola et al.
1999). Offenbar setzt das deutsche Kündigungsrecht
erhebliche Anreize, Entlassungen vor dem Arbeits-
richter auszutragen.
2.3 Kosten des Kündigungsschutzes
Zu den Kosten des Kündigungsschutzes zählen ge-
setzliche Kündigungsfristen, Sozialpläne, Abfindun-
gen, Lohnfortzahlungen sowie Anwalts- und Ge-
5 Das WSI ermittelt auf der Basis einer Umfrage unter Arbeit-
nehmern im Jahr 2000 eine Klagequote von 11%. Die sich im Jahr
2003 anschließende Betriebsbefragung im Jahr 2003 kommt zu
einer Klagewahrscheinlichkeit von 15% (Pfarr et al. 2004a, 106).
Höland et al. (2005) ermitteln für 2003 eine Klagequote von 16%.
Eine Ursache für die Unterschiede ist, dass die verschiedenen
Studien unterschiedliche Ausgangsdaten nutzen.
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richtskosten. Die privaten Rechtsdurchsetzungskos-
ten sind in Deutschland gering: In der ersten Instanz
muss jede Partei ihre Anwaltskosten selbst tragen.
Die Gerichtskosten muss die unterlegene Partei
übernehmen. Sie fallen nur an, wenn der Prozess
mit einem Urteil endet. Besteht eine Rechtsschutz-
versicherung oder sind die Parteien Mitglied bei ei-
nem Arbeitgeberverband oder einer Gewerkschaft,
werden sie in der Regel kostenlos vertreten.
Die maximale Höhe der Abfindung hat der Gesetz-
geber auf 18 Monatsverdienste begrenzt. Jedoch
kann der Arbeitgeber im Einzelfall die Abfindungs-
höhe vor Prozeßbeginn nur schwer kalkulieren. Als
Näherungswert hat sich in der Praxis ein Abfin-
dungsfaktor von 0,5, d.h. ein halber Monatsver-
dienst pro Jahr Betriebszugehörigkeit durchgesetzt
(Friedrich/Hägele 1997: 64). Neben den in einem
Kündigungsprozess vereinbarten Abfindungen kön-
nen bis zu einer rechtskräftigen Entscheidung in
zweiter oder dritter Instanz Lohnfortzahlungskosten
von weit mehr als zwölf Monatsentgelten entstehen.
Aggregierte Daten über die gezahlten Entlassungs-
entschädigungen liefert die Stichprobe zu Personal-
und Personalnebenkosten in Unternehmen mit zehn
und mehr sozialversicherungspflichtig Beschäf-
tigten. Westdeutsche Betriebe im produzierenden
Gewerbe gaben im Jahr 2000 rund 2 Mrd. Euro für
Abfindungen aus (Statistisches Bundesamt 2003).
Damit betrugen die Kosten, die in Deutschland in-
folge des Kündigungsschutzes entstehen, im Jahr
2000 etwa 0,6% der gesamten Personalkosten oder
durchschnittlich 303 Euro pro Beschäftigten. Im
Vergleich zu Betrieben mit zehn oder mehr Beschäf-
tigten betrug die durchschnittliche Abfindung in Be-
trieben mit 500 und mehr Beschäftigten mit 487
Euro ca. das 1,6-fache (vgl. Jahn 2004a). Die Rege-
lungen zur Mitbestimmung durch den Betriebsrat,
der vor jeder Kündigung angehört werden muss,
könnten hierfür die Ursache sein. Zwar liegt der
Schwellenwert, ab dem eine betriebliche Arbeitneh-
mervertretung gewählt werden kann, bei fünf wahl-
berechtigten Arbeitnehmern (§ 1 BetrVG), jedoch
verfügen meist nur größere Betriebe über einen
Betriebsrat. So hatten im Jahr 2000 nur 9% der Be-
triebe mit 5Ð20 Beschäftigten und 30% der Be-
triebe mit 21Ð50 Beschäftigten einen Betriebsrat ge-
wählt (Addison et al. 2003).
Ob die Beendigung eines Arbeitsvertrages mit einer
Abfindung verbunden war, lässt sich ebenfalls mit
dem SOEP untersuchen, siehe Tabelle 2. Im Durch-
schnitt der Jahre 2001Ð2003 gaben 12% der vom
Arbeitgeber Gekündigten an, eine Abfindung erhal-
ten zu haben, 19% der Arbeitnehmer, die ihren Ar-
beitsplatz infolge einer Betriebsstilllegung verloren,Elke J. Jahn Wie wirkt der Kündigungsschutz?
erhielten eine Kompensation. Die höhere Abfin-
dungswahrscheinlichkeit bei Betriebsstilllegungen,
könnte daran liegen, dass bei Massenentlassungen
insbesondere in Betrieben mit Betriebsräten häufi-
ger Sozialpläne verhandelt werden. So erhielten bei-
spielsweise 39% der Arbeitnehmer, die in Betrieben
mit über 2000 Arbeitnehmern beschäftigt waren und
infolge einer Betriebsstilllegung entlassen wurden,
eine Abfindung. War der Arbeitnehmer jedoch in
einem Betrieb mit 5 bis 20 Arbeitnehmern beschäf-
tigt, betrug die Wahrscheinlichkeit für eine Abfin-
dung nur 5%. Überraschend ist auch, dass beinahe
8% der Arbeitnehmer, die „Ruhestand“ als Beendi-
gungsgrund angaben, eine Abfindung erhielten. Da-
hinter dürften sich Entlassungen von älteren Arbeit-
nehmern verbergen. Die Tabelle 2 dokumentiert
auch, dass ca. 21% der Auflösungsverträge mit einer
Abfindung endeten.6 Vor dem Hintergrund der
These von Willemsen (2000) und Rüthers (2002),
dass Auflösungsverträge mit Abfindungen geschlos-
sen werden, um Kündigungsschutzklagen zu vermei-
den, mag dieser Wert zunächst überraschen. Auflö-
sungsverträge werden in der Regel jedoch auf die
Initiative des Arbeitnehmers geschlossen. Neben
der Umgehung von Sperrzeiten stehen dahinter
auch Auflösungsverträge, weil der Arbeitnehmer ei-
nen Arbeitsplatzwechsel anstrebt und die im BGB
normierte Kündigungsfrist nicht einhalten kann. Im
Jahr 1999 wurde der Freibetrag bis zu dem eine Ab-
findung nicht versteuert werden muss, erheblich ge-
senkt. Betroffen hiervon waren vor allem ältere Ar-
beitnehmer. Infolgedessen sind Unternehmen dazu
übergegangen statt Abfindungen, längere Freistel-
6 Nach Bielenski etal. (2003) erhielten 15% der im Jahr 2000 vom
Arbeitgeber gekündigten ein Abfindung und 34% der Auflö-
sungsverträge enthielten Klauseln über Abfindungen. Die Unter-
schiede könnten sich zum Teil dadurch erklären, dass im SOEP
Arbeitnehmer mit Auflösungsverträgen im Vergleich zu anderen
Beendigungsformen überdurchschnittlich häufig nicht angaben,
ob sie eine Abfindung erhalten haben.
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lungsphasen anzubieten, da dies auch aus rentenver-
sicherungsrechtlichen Gründen attraktiv sein kann.
Die Wahrscheinlichkeit eine Abfindung zu erhalten,
hängt offenbar auch von zyklischen Faktoren ab, wie
Grund (2004) zeigt: Im Jahr 1994, das in einen Auf-
schwung fiel, erhielten etwa 43% aller entlassenen
Arbeitnehmer (Betriebsstilllegungen und Kündi-
gung durch den Arbeitgeber) eine Abfindung. Im
Jahr 2001, das in einen Abschwung fiel, konnten nur
noch ca. 14% aller Gekündigten eine Abfindung
durchsetzen. Eine mögliche Erklärung hierfür
könnte sein, dass Arbeitsgerichte die wirtschaftliche
Lage bei der Entscheidung über eine Abfindung in
Rechnung stellen. Auch dürften Betriebe in Auf-
schwungphasen eher eine Abfindung anbieten, um
einen Kündigungsschutzprozess zu vermeiden.
Über die Höhe der gezahlten Abfindungen infor-
miert Tabelle 3. Erwartungsgemäß streuen die Ab-
findungen breit und liegen zwischen 130 Euro und
460 Tsd. Euro. Im Durchschnitt zahlten Unterneh-
men 12 Tsd. Euro, der Median liegt bei 6 Tsd. Euro.
Die höchsten Abfindungen fallen erwartungsgemäß
bei Auflösungsverträgen an. Mit einem Abfindungs-
faktor von 0,8 erzielen sie mehr als das 1,5-Fache
des Näherungswertes von einem halben Monatsge-
halt pro Jahr Betriebszugehörigkeit. Auch Betriebs-
stilllegungen liegen mit einem Wert von 0,6 über der
bei Gericht üblicherweise angewendeten Regel. Of-
fenbar fliesen bei den Verhandlungen über die Ab-
findung die erwartete Entscheidung des Arbeitsge-
richts und die Prozesskosten mit ein.
2.4 Wer erhält eine Abfindung?
Das KSchG schreibt vor, dass der Arbeitgeber bei
einer Entlassung soziale Gesichtspunkte zu prüfen
hat, sonst ist sie „sozial ungerechtfertigt“. Die So-
zialauswahl ist auf die Kriterien Betriebszugehörig-Wie wirkt der Kündigungsschutz? Elke J. Jahn
keit, das Lebensalter und die Unterhaltspflichten
und seit 2004 auf die Schwerbehinderung des Ar-
beitnehmers beschränkt. Zwar galten diese Krite-
rien zwischen 1999 und 2004 nicht für neueinge-
stellte Arbeitnehmer, s. Tabelle 1, jedoch hat sich
die Rechtsprechung an diesen Kriterien orientiert.
Infolgedessen sollten Arbeitgeber bei betriebs-
bedingten Entlassungen einen höheren Anreiz ha-
ben, Arbeitnehmern mit o.g. Merkmalen eine Ab-
findung anzubieten, um eine drohende Klage zu ver-
meiden. Der Frage, ob die Abfindungswahrschein-
lichkeit für diese Personengruppe höher ist, sind
Grund (2004) und Goerke/Pannenberg (2005) für
den Zeitraum 1991Ð2002 bzw. 1991Ð2003 nachge-
gangen. Grund (2004) berücksichtigt ausschließlich
Vollzeitbeschäftigte, die vom Arbeitgeber gekündigt
oder nach einer Betriebsstilllegung entlassen wur-
den.Erzeigt,dassdieFirmengrößeunddievorherige
Beschäftigungsdauer die Wahrscheinlichkeit eine
Abfindung zu erhalten sowie deren Höhe positiv
beeinflussen. Männliche Arbeitnehmer und Allein-
lebende erhalten dagegen seltener eine Abfindung.
Mit dem Alter und dem vorherigen Bruttoeinkom-
men nimmt die Abstandszahlung zu. Goerke/Pan-
nenberg (2005), die alle beendeten Arbeitsverhält-
nisse berücksichtigen und einen alternativen Schätz-
ansatz wählen, bestätigen im Wesentlichen diese
Ergebnisse. Darüber hinaus zeigen sie, dass die Ver-
schärfung der Vorschriften über die Besteuerung
von Abfindungen im Jahr 1999 tatsächlich einen sig-
nifikant negativen Effekt auf die Abfindungswahr-
scheinlichkeit für Ältere hat. Infolge des gewählten
Zeitraumes können beide Studien nicht eindeutig
zwischen den unterschiedlichen Beendigungsarten
unterscheiden, da sich die Frage mehrfach geändert
hat.7 Seit der Befragung aus dem Jahr 2001 lässt das
SOEP eine Unterscheidung nach Beendigungsarten
zu, weshalb diese Frage erneut aufgegriffen wird.
Zusätzlich liegen nun auch Informationen vor, ob
ein Gekündigter zum Zeitpunkt des Ausscheidens
einen neuen Arbeitsvertrag (in Aussicht) hatte.
Diese Angaben erlauben die Überprüfung der
These von Willemsen (2000: 2782f), nach der ein
neuer Arbeitsvertrag die Verhandlungsposition im
Prozess oder mit dem Arbeitgeber schwächt. Dem
Modell (1) in Tabelle 4, liegt eine gewichtete Probit-
Schätzung zugrunde, die neben den Beendigungsar-
ten, der zukünftigen Beschäftigungsperspektive
auch die erwartete Abfindung, unter der Annahme
eines Abfindungsfaktors von 0,5, einschließt.8
7 In den Jahren 1999 und 2000 stand den Befragten die Antwort-
alternative Betriebsstilllegung nicht zur Verfügung, weshalb sich
die meisten Betriebsstilllegungen unter den arbeitgeberseitigen
Kündigungen befinden dürften. Auch wurde vor 1999 nicht aus-
drücklich nach der Auflösung eines Arbeitsvertrages gefragt.
8 In die Analyse gehen nur Arbeitsverhältnisse ein, die in Folge
einer Betriebsstilllegung, Kündigung durch den Arbeitgeber oder
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Die deskriptiven Auswertungen der Tabelle 2 zei-
gen, dass Betriebsstilllegungen und Auflösungsver-
träge häufiger mit einer Abfindung verbunden sind
als Kündigungen des Arbeitgebers. Kontrolliert man
für beobachtbare individuelle Heterogenitäten, lässt
sich diese Behauptung nicht mehr stützen. Die Ab-
findungswahrscheinlichkeit von Frauen liegt über
der von Männern. Die geringere Wiederbeschäfti-
gungsperspektiven dieser Personengruppe oder die
Furcht vor Klagen wegen Diskriminierung könnten
Ursachen hierfür sein. Westdeutsche Arbeitnehmer
erhalten eher eine Abfindung als Entlassene in den
neuen Bundesländern. Ein Unterschied, der sich auf
die unterschiedliche Arbeitsmarktlage zurückführen
lässt. Auch scheint ein zusätzliches Ausbildungsjahr
die Entschädigungswahrscheinlichkeit zu erhöhen.
Das Alter erhöht die Chance auf eine Abfindung
nicht. In Übereinstimmung mit den Kriterien der
Sozialauswahl steht, dass Entlassene mit Kindern
unter 16 Jahren eher mit einer Abfindung rechnen
können; das gilt auch für Gekündigte mit einer län-
geren Betriebszugehörigkeit und höherem monatli-
chen Bruttoeinkommen (nicht in Tabelle 4). Unter-
stellt man, dass Arbeitnehmer mit höherem Ein-
kommen und einer längeren Betriebszugehörigkeit,
über mehr (firmen-)spezifisches Humankapital ver-
fügen, steigt mit der Entlassung auch der Humanka-
pitalverlust. Die effiziente Suchzeit nach einem
neuen Job nimmt zu. Infolgedessen dürfte auch das
Risiko einer Klage steigen. Einen Teil dieses Verlus-
tes muss der Arbeitgeber nach dieser Hypothese mit
der Abfindung kompensieren. Statt der Betriebszu-
gehörigkeit und dem vorherigen Einkommen wurde
in Modell (1) die erwartete Abfindung gewählt. Je
höher die erwartete Abfindung, desto wahrscheinli-
cher wird sich ein Arbeitnehmer Ð so die Vermu-
tung Ð an die Arbeitsgerichte wenden, um zumin-
dest eine Abfindung zu erhalten. Diese These kann
Modell (1) belegen. Kündigungsschutzklagen erzeu-
gen neben variablen Kosten, die sich am Streitwert
orientieren, auch fixe Kosten. Ist der Erwartungs-
wert der Abfindung niedrig und das Ergebnis unge-
wiss, lohnt sich eine Klage nicht. Darüber hinaus
dürften Arbeitgeber mit Blick auf die mit einem
niedrigen Erwartungswert verbundene niedrige Kla-
gewahrscheinlichkeit nur selten freiwillig eine Ab-
findung anbieten.
Die Chance eine Abfindung in Kleinbetrieben zu er-
halten, ist signifikant geringer und nimmt mit der
eines Auflösungsvertrages beendet wurden. Personen über
65 Jahre, Beamte und Selbständige wurden ausgeschlossen
ebenso wie Beendigungen innerhalb der Probezeit, da für sie das
KSchG nicht gilt und die Zuordnung der betriebsspezifischen
Merkmale mit Unsicherheit behaftet ist. Die mit dem SOEP ge-
lieferten Gewichtungsfaktoren wurden verwendet.Elke J. Jahn Wie wirkt der Kündigungsschutz?
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Betriebsgröße zu. Dieses Ergebnis lässt sich mit
dem Schwellenwert des KSchG und des BetrVG be-
gründen. Die Schätzungen belegen ferner die Ver-
mutung, dass Arbeitnehmer ohne Anschlussjob häu-
figer eine Abfindung durchsetzen konnten. Ist der
Arbeitnehmer vor allem an einer Abfindung inte-
ressiert, hat er bis zum Urteil des Richters oder dem
Abschluss eines Vergleichs kaum einen Anreiz, nach
einer neuen Stelle Ausschau zu halten, denn ein
neuer Job schwächt seine Verhandlungsposition.
Hat der Gekündigte zum Zeitpunkt des Ausschei-
dens bereits einen Anschlussjob, fehlt ihm das Inte-
resse an einer Weiterbeschäftigung im alten Betrieb,
weshalb er die Kosten langwieriger Verhandlungen
und Prozesse scheut. Auch dürften Richter bei Ge-
kündigten ohne neue Stelle eher auf eine Abfindung
dringen, um kurzfristig Einkommensschwankungen
zu glätten.
2.5 Determinanten der Abfindungshöhe
Welche Faktoren die Abfindungshöhe beeinflussen,
ist Gegenstand der Modelle (2) bis (4). Der Schät-
zung (2) liegt eine gewichtete OLS-Schätzung zu-
grunde, die zu verzerrten Schätzern führt, falls eine
Selektion stattgefunden hat. Als Verfahren zur Kor-
rektur von Selektionsverzerrungen steht die Heck-
man-Korrektur (Heckman 1976) zur Verfügung. Die
im Modell (3) und (4) angewendete Variante schätzt
simultan die Abfindungswahrscheinlichkeit und
-höhe, wobei in Modell (3) als Ausschlussrestriktion
eine frühere Entlassungserfahrung herangezogen
wird.9 Der Kürze halber werden nur die Resultate
des präferierten Modells (4) dargestellt.
Im Widerspruch zu den Ergebnissen aus Tabelle 3 er-
zielen Betriebsstilllegungen keine signifikant höhe-
ren Abfindungen als Kündigungen, die vom Arbeit-
geber direkt ausgesprochen werden. Erwartungsge-
mäß sind die Entschädigungen bei Auflösungsverträ-
gen signifikant höher. Aus dem ökonomischen
Blickwinkel generieren die mit der Klage verbunde-
nen Rechtsdurchsetzungskosten eine Rente, die bei
9 Die Variable Entlassungserfahrung gibt an, ob der Gekündigte
nach 1996 (Aufnahme der Kriterien der Sozialauswahl in das
KSchG) aber vor seiner Entlassung bereits entlassen wurde. Die
bei einer früheren Entlassung erworbenen Rechtskenntnisse füh-
ren dazu, dass Arbeitnehmer eher in der Lage sind, zu beurteilen,
ob ihre aktuelle Entlassung „gerechtfertigt“ ist. Auf die Abfin-
dungshöhe dürfte eine solche Erfahrung kaum Einfluss haben.
Alternativ wurde die Variable „bereits neuer Arbeitsvertrag in
Aussicht“ als Ausschlussrestriktion getestet. Ferner wurden zur
Kontrolle Schätzungen mit dem zweistufigen Verfahren von
Heckman durchgeführt. Sieht man von dem signifikanten Effekt
auf die Betriebsgröße ab, ergeben sich bei allen Alternativen
keine nennenswerten Änderungen.
294 ZAF 2 und 3/2005
Auflösungsverträgen zum Teil an den Arbeitnehmer
fliest.
Im Einklang mit den im KSchG festgelegten Krite-
rien der Sozialauswahl steht, dass sich die Dauer der
Betriebszugehörigkeit und das vorherige Bruttomo-
natseinkommen bzw. die in Modell (4) verwendete
erwartete Abfindungshöhe in der Abfindung nie-
derschlagen. Arbeitnehmer in Kleinbetrieben erhal-
ten eine niedrigere Abfindung, jedoch ist dieser Ef-
fekt nicht in allen alternativen Spezifikationen ro-
bust. Dass Arbeitnehmer in Firmen mit mehr als 200
Beschäftigten höhere Abfindungen erhalten, ent-
spricht der Erwartung und lässt sich erneut mit dem
stärkeren Einfluss von Betriebsräten in größeren
Betrieben erklären. Widerspricht der Betriebsrat ei-
ner Kündigung oder macht er bei einer Kündigung
Bedenken geltend, nimmt die Verhandlungsposition
des Arbeitnehmers zu. Darüber hinaus dürfte die
korrekte Sozialauswahl in großen Betrieben sehr
viel größere Probleme bereiten. Daher ist die Wahr-
scheinlichkeit höher, dass ein Arbeitnehmer Klage
einreicht und das Gericht eine Kündigung für sozial
ungerechtfertigt hält. Um die drohende Klage zu
vermeiden, nimmt die Bereitschaft zu, eine höhere
Abfindung anzubieten.
Ein zusätzliches Ausbildungsjahr erzielt eine „Ren-
dite“ von 9%. Aus dem ökonomischen Blickwinkel
findet ein niedrig qualifizierter Arbeiter auf einem
funktionierenden Arbeitsmarkt schon nach kurzer
Suchdauer einen äquivalenten Job. Je höher die fak-
tor- und arbeitsplatzspezifische Investition, desto
länger ist im Gleichgewicht die Suchzeit, bis ein qua-
lifizierter Arbeitnehmer eine neue Stelle hat. Mit
der Suchdauer steigt der erwartete Einkommensver-
lust einer Entlassung, weshalb die Abfindung mit
der Qualifikation steigt.
3 Allokative Wirkung des Kündi-
gungsschutzes
3.1 Makroökonomische Ansätze
Rigidität des Kündigungsschutzes im internationalen
Vergleich: Um die Stringenz des Kündigungsrechts
international zu vergleichen, hat die OECD (1999,
2004) nationale gesetzliche Vorschriften, die Entlas-
sungen regeln, für die 80er, 90er Jahre und für das
Jahr 2003 ausgewertet und die Länder nach ihrer
Regulierungsdichte klassifiziert. Die Rigiditätsindi-
katoren, die eine Spannweite zwischen 0 und 6 ha-
ben, geben über die Regulierungsintensität des
Kündigungsschutzes in dem jeweiligen Land Aus-
kunft. Die Stringenz der jeweiligen RegulierungElke J. Jahn Wie wirkt der Kündigungsschutz?
nimmt mit dem Punktwert zu. Nach der Einschät-
zung der OECD verfügt Deutschland über einen re-
lativ strengen Kündigungsschutz. Mit Blick auf die
Vorschriften, die Einzelentlassungen regeln (regulä-
rer Kündigungsschutz), rangierte Deutschland im
Jahr 2003 unter den 28 analysierten Ländern auf
Platz 23. Über einen noch rigideren Kündigungs-
schutz verfügten lediglich Schweden, die Nieder-
lande, Tschechien, Slowakei und Portugal (s. Abbil-
dung 2a). Berücksichtigt man neben den Normen
des individuellen Kündigungsschutzes noch die Vor-
schriften zu Massenentlassung und temporären Ar-
beitsverträgen nimmt Deutschland zusammen mit
Belgien immerhin noch Rang 20 ein (s. Abbildung
2a). Dabei sind weniger die Höhe der gesetzlichen
Abfindung bei einer ungerechtfertigten Kündigung
die Ursache für das Abschneiden Deutschlands, son-
dern die vergleichsweise aufwendigen prozeduralen
Verfahrensvorschriften sowie die Klagemöglichkeit
auf Weiterbeschäftigung. Zu ähnlichen Ergebnissen
kommt die in unregelmäßigen Zeitabständen statt-
findende Arbeitgeberbefragung der Europäischen
Kommission im Jahr 2004 (European Commission
2005). Eine Zufallsauswahl von Unternehmen des
Verarbeitenden Gewerbes wurde danach gefragt,
warum die Geschäftsführungen gegenwärtig nicht
mehr Arbeitskräfte einstellen.10 Häufigster Hinde-
rungsgrund für zusätzliche Einstellungen sind die
prozeduralen Vorschriften bei einer Entlassung. Un-
ter den 23 Ländern der EU nimmt Deutschland den
ersten Platz ein, wenn es um die Wahrnehmung der
Rigidität der Rechtsvorschriften geht.11 Bei der Ein-
schätzung der Höhe der Abfindung liegt Deutsch-
land in etwa im Mittelfeld. Die von der OECD erar-
beiteten Indizes für die Stringenz des Kündigungs-
schutzes sowie die Rangordnungen auf der Basis der
Befragung der Europäischen Kommission bilden die
Grundlage auf der die Leistungsfähigkeit der Ar-
beitsmärkte in vielen neueren Untersuchungen ana-
lysiert wird.12
Beschäftigung und Arbeitslosigkeit: Empirische Un-
tersuchungen zu den Arbeitsmarktwirkungen des
Kündigungsschutzes zeigen ein differenziertes Bild,
s. Tabelle 5. So gibt es nur wenige Hinweise, dass
die Regelungsdichte einen eindeutigen Einfluss auf
dieaggregierteArbeitslosenquotehat.Lazear(1990),
10 Jedem Grund konnten die Befragten ein Gewicht je nach der
subjektiv empfundenen Bedeutung beimessen: sehr bedeutend,
bedeutend, nicht bedeutend oder keine Antwort. Aus diesen An-
gaben wurde ein charakteristischer Wert gebildet, der sich ergibt,
wenn die Antworten „sehr bedeutend“ mit einem Gewicht von
2⁄3
und „bedeutend“ mit einem Gewicht von
1⁄3 berücksichtigt wer-
den (zur Methodik siehe Jahn 2002a). Dienstleistungsunterneh-
men wurden ebenfalls zu den Einstellungshemmnissen befragt.
Auch hier steht Deutschland nach den Niederlanden und Portugal
auf dem dritten Platz, was die prozeduralen Vorschriften betrifft.
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der die erste international vergleichende Untersu-
chung durchgeführt hat, kommt zu dem Ergebnis,
dass niedrigere Abstandszahlungen die Arbeitslo-
senquote senken können. Nickell (1997), Nickell/
Layard (1999) und die OECD (2004) nutzen den be-
schriebenen OECD Rigiditätsindikator. Im Gegen-
satz zu Lazear (1990) finden sie keine Evidenz da-
für, dass der Kündigungsschutz die aggregierte Ar-
beitslosenquote senkt. Blanchard/Wolfers (2000)
bauen auf dem Schätzansatz von Nickell (1997) auf
und erhalten einen positiven und signifikanten Ein-
fluss auf die Arbeitslosenquote. Allerdings äußern
Blanchard/Wolfers (2000: C23) selbst Zweifel an der
Robustheit ihrer Ergebnisse. Die meisten Untersu-
chungen sind sich jedoch in einem Punkt einig: Ein
rigider Kündigungsschutz senkt den Zugang in die
Arbeitslosigkeit und die Abgänge aus der Arbeitslo-
sigkeit. Auf diese Weise steigt der Anteil der Lang-
zeitarbeitslosen und die durchschnittliche Dauer der
Arbeitslosigkeit nimmt zu. Nickell (1997) und Ni-
ckell/Layard (1999) zerlegen die aggregierte Ar-
beitslosenrate in die Komponenten Kurzzeit- und
Langzeitarbeitslosigkeit. Mit dem Kündigungs-
schutz nimmt die Langzeitarbeitslosenquote signifi-
kant zu und die Kurzzeitarbeitslosenquote ab. Be-
standsschutz kann die Verhandlungsmacht der Ar-
beitsplatzbesitzer stärken. Infolgedessen nehmen
die Löhne und Lohnkosten zu, so dass der Kündi-
gungsschutz über diesen Kanal einen negativen Ein-
fluss auf die Arbeitslosenquote und das Beschäfti-
gungsniveau haben kann. Dass ein stringenter Kün-
digungsschutz die Reallöhne erhöht, können Nickell
et al. (2003) empirisch belegen.
Auch der Einfluss des Kündigungsschutzes auf das
Beschäftigungsniveau ist umstritten. Die meisten
Untersuchungen können die Ergebnisse von Lazear
(1990) bestätigen. Demnach scheint der Kündi-
gungsschutz die aggregierte Beschäftigungs- und Er-
werbsquote zu senken. Der Bestandsschutz differen-
ziert jedoch nach Personenmerkmalen, so dass der
Kündigungsschutz auf die gruppenspezifischen Er-
werbsquoten unterschiedlich wirkt. Während männ-
liche Arbeitnehmer im Haupterwerbsalter von ei-
11 Das Institut der deutschen Wirtschaft in Köln hat im Herbst
2003 859 Unternehmen mit mindestens 10 sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten nach der Wirkung von verschiedenen Ar-
beitsmarktregulierungen auf das Rekrutierungsverhalten befragt
(Janßen 2004). Demnach gaben 69% der befragten Betriebe an,
die „Dauer der Arbeitsgerichtsprozesse“ sei für sie ein Einstel-
lungshindernis, für 39% der Betriebe war dies in der Vergangen-
heit einmal ein Grund, kein zusätzliches Arbeitsverhältnis einzu-
gehen.
12 Ein umfassender Überblick über empirische Studien, die den
Einfluss des Kündigungsschutzes auf makroökonomische Indika-
toren untersuchen, sowie eine Diskussion der Ergebnisse findet
sich bei Jahn (2002a), Young (2003), Addison/Teixera (2003),
OECD (2004).Wie wirkt der Kündigungsschutz? Elke J. Jahn
nem umfassenden Kündigungsschutz profitieren
(OECD 1999), gehören Personengruppen, die einen
besonderen Kündigungsschutz genießen und durch
die Kriterien der Sozialauswahl geschützt sind, auf
regulierten Arbeitsmärkten zu den Verlierern. Be-
troffen hiervon sind vor allem Berufseinsteiger, Ju-
gendliche und Frauen im Haupterwerbsalter, deren
Erwerbsquoten in Ländern mit stringentem Kündi-
gungsschutz unter den von Ländern mit flexiblem
Kündigungsschutz liegen (OECD2004, Nickell/Nun-
ziata 2000, Heckman/Page ´s 2000). Damit tritt auch
ein Zielkonflikt auf einzelwirtschaftlicher Ebene ans
Licht:ZwarbegünstigtderKündigungsschutzdieBe-
schäftigten, doch ist die Chance, den Pool der Ar-
beitslosen zu verlassen, für Erwerbslose und Perso-
nengruppen mit oben genannten Merkmalen gering.
Der Kündigungsschutz hat vermutlich auch auf die
Beschäftigungsschwelle Einfluss, wie Flaig/Rottman
(2004) in einem elementaren Regressionsmodell ver-
suchen zu zeigen. Demnach betrug die Beschäfti-
gungsschwelle in Deutschland in den 90er Jahren
2,4%. Hätte Deutschland ein dem britischen System
vergleichbares Kündigungsschutzniveau gehabt, hätte
bereits ein Wachstum des BIP von 1,2% ausgereicht,
um positive Beschäftigungsimpulse auszulösen.
Arbeitsmarktdynamik: Untersuchungen zur Schät-
zung der dynamischen Arbeitsnachfrage gehen da-
von aus, dass Firmen auf Arbeitsmärkten mit strin-
gentem Kündigungsschutz auf Schwankungen der
Nachfrage sehr viel langsamer reagieren als auf Ar-
beitsmärkten mit geringem Kündigungsschutz. Ar-
beitsmärkte, die sich mit ihrer Beschäftigung schnell
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an Produktionsschwankungen anpassen, wird in der
Regel eine hohe Leistungsfähigkeit bescheinigt.
Empirische Untersuchungen zur dynamischen Ar-
beitsnachfrage zeigen, dass Arbeitgeber in allen
Ländern auf die Konjunktur mit dem Horten von
Arbeitskräften reagieren (Hamermesh 1993). Ca-
ballero et al. (2004) haben kürzlich diese These für
den Zeitraum 1980Ð1998 und 60 Länder erneut un-
tersucht. Neben Indikatoren, die die Rigidität des
Kündigungsschutzes messen, ziehen die Autoren
auch Indikatoren heran, die den Grad der Durchset-
zung des jeweiligen Schutzrechts messen. So verfügt
etwa Italien über ein vergleichsweise stringentes
Kündigungsrecht, jedoch ist dort die Klagewahr-
scheinlichkeit gering. Die lange Dauer des Kündi-
gungsschutzprozesses sowie die mangelnde Durch-
setzbarkeit des ergangenen Urteils führen Bertola
et al. (1999) als Grund an, warum nur selten Arbeit-
nehmer vor Gericht ihre Rechtsposition verteidigen.
Caballero et al. (2004) zeigen, dass ein rigider Kün-
digungsschutz die Anpassungsgeschwindigkeit der
Beschäftigung signifikant senkt, dies gilt vor allem
in Ländern, in denen die Arbeitnehmer auch in der
Lage sind, ihre Rechtsposition einzuklagen.
Ob eine hohe Anpassungsgeschwindigkeit der Be-
schäftigung unter allen Umständen vorteilhaft ist,
lässt sich allerdings bezweifeln. Denn Arbeitsmarkt-
institutionen, die Einkommens- und Beschäftigungs-
sicherheit garantieren, fördern Ð so die Behaup-
tung Ð neben der Kooperationsbereitschaft der Ar-
beitsmarktparteien Investitionen in die Aus- und
Weiterbildung und können somit die Produktivität
erhöhen. Demnach ist eine hohe Anpassungsge-Elke J. Jahn Wie wirkt der Kündigungsschutz?
schwindigkeit der Beschäftigung nicht immer effi-
zient, da betriebsspezifische Humankapitalinvesti-
tionen bei zu hoher Anpassungsgeschwindigkeit
nicht im sozial effizienten Umfang vorgenommen
werden. Die Frage ist deshalb, ob eine hohe Anpas-
sungsgeschwindigkeit nicht auch durch andere Stra-
tegien wie die intensitätsmäßige oder zeitliche An-
passung in Gestalt von Überstunden und Kurzarbeit
erreicht werden kann. Empirische Studien zur dyna-
mischen Arbeitsnachfrage in Deutschland zeigen,
dass der Kündigungsschutz, das System der Arbeits-
losenversicherung und die vergleichsweise niedrigen
Überstundenzuschläge die Neigung der Unterneh-
men zur internen Anpassung stärken, wenngleich
eine Anpassung über den externen Arbeitsmarkt
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nicht ausgeschlossen ist. Allerdings sind es haupt-
sächlich die gering qualifizierten Arbeitskräfte, die
den Hauptteil der Anpassungslast tragen.13 Indem
der Kündigungsschutz die Zahl der Einstellungen
und Entlassungen über den Konjunkturzyklus glät-
tet, reduziert er die Anpassungsfähigkeit der Unter-
nehmen auf Nachfrageschocks, der Arbeitskräfte-
umschlag nimmt ab und die durchschnittliche Be-
schäftigungsdauer steigt. Dass der Kündigungsschutz
über diesen Kanal Einfluss auf die Bruttostellen-
gewinne und eng damit verbunden auf die Produkti-
13 Ein Überblick über die Studien zur Anpassungsgeschwindig-
keit der Arbeitsnachfrage findet sich bei Jahn (2002a, 132ff).Wie wirkt der Kündigungsschutz? Elke J. Jahn
vität hat, konnten Gomez-Salvador et al. (2004) em-
pirisch belegen. Der Einfluss auf die Bruttostellen-
verluste ist hingegen nicht signifikant. Blanchard/
Portugal (2001) zeigen, dass der Kündigungsschutz
tatsächlich kurzfristige Schwankungen der Arbeits-
nachfrage glätten kann. Trifft jedoch ein permanen-
ter Schock auf den Markt, wird die glättende Funk-
tion des Kündigungsschutzes außer Kraft gesetzt.
Ausgangspunkt der Schätzungen von Micco/Page ´s
(2005) ist, dass die Volatilität der Produktnachfrage
zwischen den Sektoren variiert. Branchen, die stär-
keren idiosynchratischen Schocks unterliegen, sind
von einem stringenten Kündigungsschutz, der die
notwendige Anpassung des Produktionsfaktors Ar-
beit bremst, stärker betroffen. Sie zeigen, dass der
Kündigungsschutz den Jobturnover insbesondere in
Branchen mit großem Anpassungsbedarf senkt. In
welchem Maß ein Land von der Rigidität des Kündi-
gungsschutzes betroffen ist, hängt von dem landes-
spezifischen Branchenmix ab. Seine bremsende Wir-
kung kann der Kündigungsschutz insbesondere in
Ländern mit komparativen Vorteilen in Industrien
mit volatiler Nachfrage am stärksten entfalten.
Produktivität und Strukturwandel: Für die These,
dass der Kündigungsschutz Investitionen in firmen-
spezifisches Humankapital fördert, gibt es nur spär-
liche empirische Befunde. Die OECD (1994) hat ge-
zeigt, dass gerade Firmen in Ländern mit niedrigen
Kündigungsraten und einer langen Beschäftigungs-
dauer mehr in die Aus- und Weiterbildung ihrer
Mitarbeiter investieren. Ferner zeigen Estevez-Abe/
Iversen/Soskice (2001), dass die spezifische Kombi-
nation aus Kündigungsschutz und Versicherung ge-
gen das Risiko der Arbeitslosigkeit das Profil aus
spezifischen und allgemeinen Kenntnissen, das sich
in diesem Land bildet, bestimmt. Der Kündigungs-
schutz verstärkt die Neigung, in firmenspezifische
Kenntnisse zu investieren. Der Schutz vor dem Ri-
siko der Arbeitslosigkeit ermöglicht dagegen den
Erwerb industriespezifischen Wissens. Hingegen in-
vestieren Arbeitnehmer in Ländern mit geringem
Kündigungsschutz und niedriger Arbeitslosenversi-
cherung, wie in den USA, vor allem in allgemeines
Humankapital.
Während eine geringe Anpassungsgeschwindigkeit
der Beschäftigung die Produktivität senken kann,
können Humankapitalinvestitionen die Produktivi-
tät steigern. Der Frage, welcher der beiden Effekte
überwiegt, sind Cabalero et al. (2004) ebenfalls
nachgegangen: Länder mit einem durchsetzungsfä-
higen Rechtssystem und vergleichsweise stringen-
tem Kündigungsschutz müssen ein geringeres Pro-
duktivitätswachstum hinnehmen.
Auch die These, nach der der Kündigungsschutz
Einfluss auf den Strukturwandel in einer Volkswirt-
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schaft hat, lässt sich nach den Auswertungen von
Nickell et al. (2004) mit den Methoden der empiri-
schen Wirtschaftsforschung eindeutig bestätigen.
Für Deutschland gilt insbesondere, dass der Kün-
digungsschutz den Strukturwandel vom produzie-
renden Sektor zum Dienstleistungssektor bremst.
Nickell et al. (2003) haben ferner den Einfluss des
Kündigungsschutzes auf die Effizienz, mit der of-
fene Stellen und Arbeitslose zusammen finden, un-
tersucht. Zunächst ist überraschend, dass ein strin-
genter Kündigungsschutz die Matching-Effizienz so-
gar zu erhöhen scheint. Eine mögliche Ursache
könnte sein, dass die Personalauswahl in Ländern
mit rigidem Kündigungsschutz sorgfältiger ist als in
Ländern mit liberalem Kündigungsrecht, denn eine
Fehlentscheidung der Personalverantwortlichen hat
in Ländern mit stringentem Kündigungsschutz
schwerwiegendere Folgen.
Interaktion zwischen Schocks und Arbeitsmarktinsti-
tutionen: Für den Anstieg der europäischen Arbeits-
losigkeit seit den 70er Jahren gibt es zwei Theorien.
Nach der ersten haben negative Angebotsschocks Ð
wie etwa die beiden Ölpreiskrisen Ð die strukturelle
Arbeitslosigkeit in den meisten europäischen Län-
dern erhöht. Die Schwierigkeit bei der empirischen
Überprüfung dieser These ist jedoch, dass Schocks
zwar den Anstieg der Arbeitslosigkeit in den meisten
Ländern erklären können, aber die Schocks nicht
hinreichend variieren, um die unterschiedliche Ent-
wicklung der Arbeitslosigkeit zwischen den Ländern
zuerklären.NachderzweitenTheoriegehörenrigide
Arbeitsmarktinstitutionen zu den Faktoren, die für
die strukturelle Arbeitslosigkeit verantwortlich sind.
Diese Ansätze haben jedoch das Problem, dass sie
zwar die Variation der Arbeitslosigkeit zwischen den
Ländern erklären können, jedoch nicht die Entwick-
lung der strukturellen Arbeitslosigkeit, denn die
meistenInstitutionengibtesbereitsseitden70erJah-
ren. Blanchard/Wolfers (2000) zeigen für 20 OECD
Länder und den Zeitraum 1960Ð1995, dass Interak-
tionen zwischen makroökonomischen Schocks und
Arbeitsmarktinstitutionen den Anstieg der struktu-
rellenArbeitslosigkeiterklären.Demnachbehindern
die Institutionen der europäischen Arbeitsmärkte
eine rasche Wiedereingliederung der in den intersek-
toralen und interregionalen Anpassungsprozessen
freigesetztenKräfte.BevordieineinerRezessionge-
stiegene Zahl der Arbeitslosen im folgenden Auf-
schwung wieder auf ihr Ausgangsniveau sinkt, trifft
der nächste Schock auf den Markt. Der Verlauf vor
allemdereuropäischenArbeitslosigkeitwirdseitden
80er Jahren offenbar durch das Zusammenspiel
wohlfahrtsstaatlicherInstitutionenÐzudeneninden
Schätzungen von Blanchard/Wolfers (2000) auch der
Kündigungsschutz zählt Ð und einer zunehmenden
wirtschaftlichen Turbulenz erzeugt.Elke J. Jahn Wie wirkt der Kündigungsschutz?
Rolle der Rechtsprechung und Interaktionen mit an-
deren Arbeitsmarktinstitutionen: Trotz der umfang-
reichen Literatur über den Einfluss des Kündigungs-
schutzes verbleiben erhebliche Zweifel über seine
Wirkungen, da viele Ergebnisse nicht eindeutig und
häufig statistisch nicht robust sind. Ein wichtiger
Grund für die ambivalenten Ergebnisse ist, dass sich
die meisten Studien auf internationale Vergleiche
beziehen. Die damit verbundenen Indikatoren sind
mit erheblichen Problemen verbunden, was die Ver-
gleichbarkeit zwischen den Ländern betrifft. Dies
gilt auch für den diskutierten Index der Stringenz
des Kündigungsschutzes der OECD, denn Recht-
sprechung, ergänzende und erweiterte Vereinbarun-
gen in Tarifverträgen sowie Schiedsverfahren fügen
dem Kündigungsschutz eine Dimension hinzu, die
nicht in den jeweiligen gesetzlichen Mindeststan-
dards enthalten sind. So haben etwa die deutschen
Tarifparteien in Manteltarifverträgen und Ratio-
nalisierungsschutzabkommen den Ausschluss der
ordentlichen Kündigung für einen Kreis von Arbeit-
nehmern beschlossen, der sich nach dem Lebens-
alter (40 bis 55 Jahre) und der Dauer der Betriebs-
zugehörigkeit (3 bis 20 Jahre) richtet. Die Unter-
schiede zwischen den einzelnen Ländern lassen sich
somit letzten Endes nicht zufrieden stellend erfas-
sen. Auch die Rangordnung zur Rigidität des Kündi-
gungsschutzes auf der Basis der Befragung ist nur
ein unvollkommenes Maß. Denn neben dem Ein-
fluss des Zyklus spielt auch die Präsenz von öffentli-
chen Diskussionen über wirtschaftspolitische Refor-
men bei dem Antwortverhalten der Befragten eine
Rolle.
Die Einschätzung der Stringenz des Kündigungs-
schutzes auf der Basis von gesetzlichen Vorschriften
und Befragungen ist somit allenfalls eine Näherung
an die real existierenden Verhältnisse. Um das tat-
sächliche Niveau des Bestandsschutzes abzubilden,
müsste nach Maßen gesucht werden, die die Kom-
plexität des Kündigungsschutzes berücksichtigen
und die Interaktionen mit anderen Arbeitsmarktin-
stitutionen erfassen. So zeigen Belot/van Ours
(2000), dass die Interaktion des Kündigungsschutzes
mit anderen Institutionen des Arbeitsmarktes die
Wirkung des Kündigungsschutzes sowohl verstärken
als auch schwächen kann. So scheint der Kündi-
gungsschutz insbesondere in Ländern mit hohem
Organisationsgrad und großer Reichweite der Tarif-
verträge einen negativen Einfluss auf die Arbeitslo-
sigkeit zu haben. Elmeskov et al. (1998) und Scar-
petta et al. (2002) unterstützen die theoretische Ver-
mutung, dass ein stringenter Kündigungsschutz die
Verhandlungsmacht der Arbeitsplatzbesitzer bei
kollektiven Lohnverhandlungen stärkt. Ein strin-
genter Kündigungsschutz hat gerade in Ländern wie
Deutschland mit mittlerem Zentralisierungsgrad der
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Lohnverhandlungen, schwerwiegendere Folgen als
in Ländern, in denen die Lohnverhandlungen de-
zentral oder stark zentralisiert durchgeführt werden.
Empirische Arbeiten, die die Interaktionseffekte
zwischen den Arbeitsmarktinstitutionen nicht be-
rücksichtigen, laufen somit das Risiko, einen wichti-
gen Aspekt der Wirkung des Kündigungsschutzes
außer Acht zu lassen.
3.2 Mikroökonomische Ansätze
Die allokativen Wirkungen des nationalen Kündi-
gungsschutzes lassen sich im intertemporalen Zu-
sammenhang analysieren. Vor allem die Änderung
der Schwellenwerte des KSchG bieten sich für eine
solche Analyse an. Die anhaltende Kritik am Kündi-
gungsschutz hat die Regierung bereits 1996 dazu be-
wogen, den Schwellenwert für die Geltung des Kün-
digungsschutzgesetzes auf zehn Arbeitnehmer anzu-
heben, 1999 wurde er wieder auf fünf abgesenkt.
Die damalige Regierung erhoffte sich von dieser
Maßnahme zusätzlich 200.000 Arbeitsplätze. Empi-
rische Untersuchungen zu der Wirkung von Schwel-
lenwerten können allerdings keinen Einfluss auf die
Arbeitsplatzdynamik in Kleinbetrieben nachweisen
(Wagner et al. 2001; Verick 2004, Bauer et al. 2004,
Burgert 2005). Dies spricht dafür, dass Betriebe
Einstellungen nicht ausschließlich von dem Schwel-
lenwert der KSchG abhängig machen. Darüber
hinaus haben auch Kleinbetriebe bei der Entlassung
soziale Gesichtspunkte zu prüfen. Andererseits
scheint die von 1996 bis 1998 gültige Anhebung der
Schwelle auf mehr als 10 Beschäftigte nicht gänzlich
ohne Wirkung geblieben zu sein: In dieser Zeit ging
in Betrieben mit sechs bis 10 Mitarbeitern, die nicht
mehr unter den Geltungsbereich des KSchG fie-
len, der Einsatz von befristeten Beschäftigungsver-
hältnissen signifikant zurück (Bookmann/Hagen
2001).
Bei der Interpretation dieser Ergebnisse ist jedoch
zu berücksichtigen, dass die Ausweitung des Schwel-
lenwertes im Jahr 1996 in eine Phase des allgemei-
nen Beschäftigungsabbaus fiel. Hinzu kommt, dass
infolge der drei Jahre geltenden Übergangsregelun-
gen die meisten Entlassungen nicht von dem neuen
Schwellenwert betroffen waren. Dass die Auswei-
tung des Schwellenwerts keine signifikanten Wir-
kungen hatte, könnte auch eine Folge von Informa-
tionsdefiziten gewesen sein. Denn Kleinunterneh-
men sind nicht vollständig informiert über die je-
weils geltenden Schwellenwerte, die auch bei der
Wahl eines Betriebsrates (BetrVG), der Beschäfti-
gungspflicht von Schwerbehinderten (SGB IX),
beim Anspruch auf Teilzeitarbeitsplätze (TzBfG)Wie wirkt der Kündigungsschutz? Elke J. Jahn
und sogar bei der Einrichtung von nach Geschlecht
getrennten Toilettenräumen (ArbStättV) zu berück-
sichtigen sind. Erschwerend kommt hinzu, dass bei
der Ermittlung der Zahl der Mitarbeiter unter-
schiedliche Berechnungsmethoden zugrunde liegen.
Dies gilt umso mehr, wenn Schwellenwerte alle drei
bis fünf Jahre angepasst werden. Diese These wird
von Pfarr et al. (2003) im Rahmen einer Arbeitge-
berumfrage bestätigt: Demnach gingen 64% der
Kleinbetriebe davon aus, dass für sie der gesetzliche
Kündigungsschutz gilt.
Eingangs wurde die These erwähnt, dass ein staatli-
cher Kündigungsschutz die Leistungsbereitschaft
und intrinsische Motivation der Arbeitnehmer för-
dern kann. Im Rahmen der Effizienzlohntheorie ist
es einfach zu zeigen, dass ein gesetzlicher Kündi-
gungsschutz die Leistungsbereitschaft der Arbeit-
nehmer senkt (Wagner/Jahn 2004). Riphan (2004)
hat diese These empirisch untersucht. Im Vergleich
zu Arbeitnehmern im privaten Sektor sind Ange-
stellte im öffentlichen Dienst stärker vor Entlassun-
gen geschützt. Denn der Tarifvertrag im öffentlichen
Dienst sieht den Ausschluss der ordentlichen Kündi-
gung für einen Kreis von Arbeitnehmern vor, der
sich nach dem Lebensalter (40 Jahre) und der Be-
triebszugehörigkeit (15 Jahre) richtet. Der Aus-
schluss der ordentlichen Kündigung Ð so die Aus-
gangshypothese Ð senkt die Leistungsbereitschaft
und Motivation des geschützten Personals. Als Indi-
kator für die Motivation und Leistungsbereitschaft
zieht Riphan (2004) die Zahl der Krankheitstage he-
ran. Auf der Basis des SOEP kann Riphan (2004)
für das Jahr 2001 belegen, dass die Zahl der Krank-
heitstage von Angestellten des öffentlichen Dienstes
nach dem Erreichen der oben genannten Schwelle
im Vergleich zu Angestellten im privaten Sektor sig-
nifikant um 3,3 Tage oder um ca. 32% steigt. Dass
der Kündigungsschutz die Leistungsbereitschaft und
Motivation senkt, können Ichino/Riphan (2005)
auch mit italienischen Daten bestätigen. Die Auto-
ren zeigen für den Zeitraum 1993 bis 1995, dass
nach dem Ende der Probezeit die Zahl der Krank-
heitstage sprunghaft steigt.
4 Reform des Kündigungsschutzes
Selbst eine Fundamentalreform des Kündigungs-
schutzes könnte die deutsche Massenarbeitslosigkeit
nicht beseitigen. Einen Bestätigung für diese These
liefern Nickell et al. (2005). Die Autoren schätzen
den Beitrag verschiedener Arbeitsmarktinstitutio-
nen zum Anstieg der europäischen Arbeitslosigkeit
zwischen 1960 und 1995. Etwa 55% des Anstiegs las-
sen sich auf institutionelle Faktoren zurückführen.
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Der Kündigungsschutz ist, wie die Schätzungen von
Nickell et al. (2005) belegen, keinesfalls die Institu-
tion mit der mächtigsten Bremswirkung. Ursächlich
für den Anstieg der europäischen Arbeitslosigkeit
ist an erster Stelle die Höhe und Dauer der Lohner-
satzleistungen (39%), gefolgt vom Anstieg der Ar-
beitskosten (26%). An dritter Stelle stehen Variab-
len, die den Einfluss der Gewerkschaften auf die eu-
ropäische Massenarbeitslosigkeit messen (19%).
Erst an vierter Stelle rangiert der Kündigungsschutz
mit etwa 16%. Vor dem Hintergrund dieser Resul-
tate wird deutlich, dass neben einer Reform des
Kündigungsschutzrechts begleitende Maßnahmen
notwendig wären, um den hysteretischen Trend der
Arbeitslosigkeit in Deutschland zu unterbrechen. Zu
diesen Maßnahmen würde nicht zuletzt auch die De-
regulierung der Gütermärkte gehören (z.B. Franz
1994, Bonin 2004). Ruftman sich allerdings die Strin-
genz des Kündigungsschutzes in Deutschland im in-
ternationalem Vergleich vor Augen und akzeptiert,
dass der trendmäßige Zuwachs der deutschen Ar-
beitslosenquote zueinem Großteileine Folgeder un-
aufhörlich wachsenden Langzeitarbeitslosigkeit ist,
scheint es angebracht, auch über Reformen des Kün-
digungsschutzes nachzudenken, denn Ð darüber sind
sich die meisten empirischen Studien einig Ð mit der
Stringenz des Kündigungsschutzes nimmt die Lang-
zeitarbeitslosigkeit zu.
Die Diskussion über eine Deregulierung des Kündi-
gungsschutzes wird seit einiger Zeit mit großer In-
tensität geführt. Entsprechend variantenreich und
kontrovers sind die Reformvorschläge, die aller-
dings mit Blick auf die Geschichte des deutschen
Kündigungsschutzrechtes nach dem zweiten Welt-
krieg grundsätzlich keine neuen Ideen und Rechts-
regeln hervorgebracht haben. Das Spektrum der
Vorschläge ist breit gefächert. So plädieren etwa
Donges et al. (2004) für eine weitgehende Abschaf-
fung des staatlichen Kündigungsschutzes, verbunden
mit der Pflicht, im Arbeitsvertrag einen privatver-
traglichen Kündigungsschutz zu vereinbaren (Don-
ges et al. (2004). Berger (1998: 213) stellt die Rechts-
unsicherheit, die infolge der Rechtsprechung ent-
steht, in den Mittelpunkt seines Vorschlags, wenn er
angesichts der Ergebnisse seiner ökonometrischen
Analyse festhält ... „the appropriate remedy against
the upsurge in non-voluntary firing costs since the
1970s is obviously to curb the discretionary power
of labor courts.“
Welche Maßnahmen könnten zur Reform des Kün-
digungsschutzes ergriffen werden? Um der Polari-
sierung des Rechts durch die Lockerung der Nor-
men für temporäre Erwerbsformen entgegenzutre-
ten, könnte man erwägen, das Kündigungsschutz-
recht dergestalt zu reformieren, dass es erst nachElke J. Jahn Wie wirkt der Kündigungsschutz?
einer Betriebszugehörigkeit von zwei oder drei Jah-
ren greift, denn die meisten Unternehmen nutzen
befristete Arbeitsverträge zu einer Verlängerung
der Probezeit (Jahn 2002a). Bis dahin wären die Ar-
beitnehmer keinesfalls der Willkür des Arbeitgebers
ausgesetzt, da für sie weiterhin die Vorschriften des
BGB gelten. Gegen eine Ausweitung der Probezeit
auf zwei oder drei Jahre gibt es jedoch ein gewichti-
ges ökonomisches Argument. Hat ein Arbeitneh-
mer das Ende der Probezeit erreicht, so hält er eine
Rechtsposition, die ohne Kompensation erlischt, so-
bald er auf einen neuen Arbeitsplatz wechselt, denn
die Rechtsposition ist weder handel-, noch transfe-
rierbar. Infolgedessen sinkt die Mobilitätsbereit-
schaft, sobald ein Arbeitnehmer den Schutz des
KSchG genießt. Auf einem derart reguliertem Ar-
beitsmarkt wechselt ein kleiner Teil der Erwerbstäti-
gen fortlaufend zwischen Stellen mit einer kurzen
Beschäftigungsdauer, während der Großteil aller
Arbeitskräfte auf permanenten Stellen sitzt, die nur
für firmeninterne Arbeitsmärkte offen sind.
Ferner böte sich eine generelle Abfindungspflicht
bei allen Beendigungen an, wie sie in Österreich seit
Januar 2003 gilt. Nach Ablauf der einmonatigen
Probezeit muss der Arbeitgeber monatlich 1,53 Pro-
zent des Bruttoentgeltes als „Abfertigung“ an eine
Mitarbeitervorsorgekasse entrichten. Mit diesem
Sozialpartnermodell erhalten alle Arbeitnehmer ei-
nen Anspruch auf Abfertigung, auch wenn der Ar-
beitnehmer auf eigenen Wunsch den Betrieb ver-
lässt. Allerdings verliert ein derart gestaltetes Kün-
digungsschutzrecht seine Bestandsschutzfunktion.
Da der Arbeitgeber die Beiträge unabhängig vom
Eintritt des Schadensfalls entrichten muss, hat diese
Regelung keinen Einfluss auf seine Entlassungsent-
scheidung. Ferner wirkt ein solches Abfindungsmo-
dell wie eine Steuer auf den Faktor Arbeit und er-
höht die in Deutschland ohnehin hohen Lohnneben-
kosten. Daher böte sich eine Abfindungspflicht an,
die nur dann greift, wenn der Arbeitgeber eine Kün-
digung ausspricht. Allerdings ruft sie strategisches
Verhalten von Seiten der Beschäftigten hervor.
Denn Arbeitnehmer, die planen ihren Arbeitsplatz
zu wechseln, könnten versuchen, durch entspre-
chendes Verhalten eine Abfindung zu erhalten. Da-
her ist eine Abfindungspflicht ebenfalls keine an-
reizkompatible Reformoption.
Marginale Reformen des Kündigungsschutzrechts,
die Schwellenwerte erhöhen oder Probezeiten aus-
dehnen, sind kaum geeignet, die Flexibilität des
deutschen Arbeitsmarktes zu fördern und rufen
Ausweichreaktionen der Unternehmen hervor. Ziel
einer Reform des Kündigungsschutzrechts sollte
sein, den Parteien des Arbeitsvertrages Anreize zu
geben, effiziente Trennungsentscheidungen zu fäl-
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len. Daher sollte eine grundlegende Reform des
Kündigungsschutzes in Erwägung gezogen werden.
Ausgangspunkt der folgenden Überlegung ist, dass
es sowohl Entlassungen aus betriebsbedingten als
auch aus verhaltens- und personenbedingten Grün-
den gibt. Betriebsbedingte Kündigungen erhalten in
der Literatur große Aufmerksamkeit, hingegen wer-
den den Entlassungen aus verhaltens- und perso-
nenbedingten Gründen nur selten bei den Reform-
vorschlägen Rechnung getragen. Lässt man die bei-
den letzten Entlassungsgründe jedoch außer Acht,
besteht das Risiko, dass das reformierte Kündi-
gungsschutzrecht erneut durch eine Vielzahl von
Sonderregelung unüberschaubar wird (Dorndorf
2000). Ein effizienter Kündigungsschutz sollte daher
drei Anforderungen erfüllen: Erstens muss das Kün-
digungsschutzrecht für den juristischen Laien ver-
ständlich sein. Zweitens sollte es für beide Arbeits-
vertragsparteien Anreize erzeugen, den Schaden,
der bei einer Beendigung des Arbeitsverhältnisses
entsteht, zu minimieren. Schließlich muss es für alle
Parteien Rechts- und Planungssicherheit gewährleis-
ten (Jahn/Walwei 2004).
Ein Kündigungsschutzrecht, das alle drei Forderun-
gen erfüllt, könnte ein Wahlrecht für den Unterneh-
mer vorsehen. Der Arbeitgeber kann den Arbeit-
nehmer unter Einhaltung der Kündigungsfrist jeder-
zeit gegen eine Abfindung entlassen. Gleichzeitig
hat die Geschäftsleitung die Wahl Ð wie bisher Ð
ordentlich zu kündigen und auf die Zahlung einer
Abfindung zu verzichten. Zweifelt der Arbeitneh-
mer an der Rechtmäßigkeit einer abfindungslosen
Kündigung, steht ihm wie bisher der Gerichtsweg
offen. Das Gesetz sollte in diesem Fall lediglich für
die Verteilung der Informations- und Beweispflich-
ten Vorsorge treffen. Gegenstand des Kündigungs-
schutzprozesses sollte nur die Frage sein, ob eine
Kündigung gerechtfertigt ist. Eine ungerechtfertige
Kündigung hätte einen Abfindungsanspruch aber
keine Lohnfortzahlung zur Folge. Ein Recht auf
Wiedereinstellung gibt es in diesem System Ð wie in
vielen anderen industrialisierten Ländern Ð nicht.
Das Einkommensrisiko sollte wie bisher ausschließ-
lich durch das System der Arbeitslosenversicherung
und kurzfristig durch die Abfindung abgedeckt wer-
den. Um den Rechtsdurchsetzungskosten zu entge-
hen, hat der Arbeitgeber in Zweifelsfällen einen
Anreiz, sofort eine Abfindung anzubieten. Der An-
reiz für den Arbeitnehmer, eine Kündigungsschutz-
klage um der Höhe der Abfindung willen einzurei-
chen, entfällt.
Aus ökonomischer Perspektive sollte die Abfindung
in Höhe des tatsächlichen Kündigungsschadens be-
messen sein, zu dem etwa Such- und Mobilitätskos-
ten sowie der Verlust an betriebsspezifischem Hu-Wie wirkt der Kündigungsschutz? Elke J. Jahn
mankapital zählen. Allerdings ist es mit Rücksicht
auf die Informationsasymmetrien und Unsicherheit
über die Zukunft zum Zeitpunkt der Kündigung
kaum möglich, sich einen Eindruck von der Höhe
des tatsächlichen Kündigungsschadens zu verschaf-
fen. Deshalb mag eine pauschale Mindestkompensa-
tion angemessen sein. Da die staatliche Arbeitslo-
senversicherung keinen vollen Versicherungsschutz
vor dem Verlust des Erwerbseinkommens bietet,
mag auch eine Kompensation zu rechtfertigen sein,
die über der bisherigen Abfindungsregel von einem
halben Monatsgehalt pro Jahr Betriebszugehörig-
keit liegt. Um soziale Härten bezüglich des individu-
ellen Kündigungsschadens zu vermeiden, ist eine
Staffelung der Mindestabfindung anhand personen-
bezogener Kriterien denkbar. Mit Rücksicht auf die
Einstellungsbarrieren, die soziale Kriterien errich-
ten, wäre zu erwägen, diesen speziellen Gruppen-
schutz über das System der Arbeitslosenversiche-
rung abzudecken.
Eine derartige Reform hat den Vorteil, dass strate-
gisches Verhalten der an der Beendigung des Ar-
beitsverhältnisses beteiligten Arbeitsmarktparteien
grundsätzlich vermieden wird. Hinzu kommt, dass
die mit einer Kündigung verbundenen Kosten zu ei-
ner sorgfältigen betrieblichen Abwägung der Ent-
lassung führen. Bestandsschutz wäre damit die er-
wünschte Folge und würde immer dann gewählt,
wenn er die im Vergleich zu allen anderen Alternati-
ven kostengünstigste Anpassungsreaktion ist. Ar-
beitnehmer erhalten den gewünschten Schutz vor
willkürlichen Entlassungen, gleichzeitig gewährt das
Kündigungsschutzrecht Arbeitslosen die Rückkehr
in den regulären Arbeitsmarkt.
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